
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

Wegleitung  
für das Bauen 

ausserhalb der Bauzonen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ausgabe 1. Juli 202 6   



 

 

 

  



Wegleitung für das Bauen ausserhalb der Bauzonen  2  

Einleitung  

 

Mit Beschluss vom 3. Februar 2010 hat das Bau -, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement (BUWD) für die Beur-

teilung von Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen neue Richtlinien erlas sen und gleichzeitig die Dienst-

stelle Raum und Wirtschaft (rawi) beauftragt, diesbezüglich eine Wegleitung als Arbeitshilfe zu erarbeiten.  

Die Dienststelle Raum und Wirtschaft überprüfte ihre bisherige Beurteilungspraxis und erarbeitete in Zusammen-

arbeit mit seinen Partnern in den Fachverbänden, den Partnern der Verwaltung und weiteren Fachpersonen aus 

dem Bereich Bauen ausserhalb der Bauzonen die vorliegende, praxisnahe Arbeitshilfe.  

Für Landwirte, Projektverfasser und Planer ist die vorliegende Wegleitung eine Hilfe bei der Realisierung von 

Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen. Sie ist jedoch nicht abschliessend und kann insbesondere den 

Blick in die formellen gesetzlichen Erlasse nicht ersetzen. Im Weiteren dient sie den kantonalen und kommunalen 

Behörden als Praxishandbuch und Wegleitung für die Beurteilung von Bauten und Anlagen ausserhalb der 

Bauzonen.  

Mit der Revision des Planungs - und Baugesetzes vom 1. Januar 2018 hat sich die Berechnungsweise der 

Wohnflächen (aGF) grundlegend geändert. Mit der vorliegenden Anpassung wird dieser Neuregelung Rech-

nung getragen.  

Die anrechenbaren Geschossfläche (aGF) bei zonenkonformen Wohnbauten ist die Bruttogeschossfläche der 

abgeschlossenen Räume ohne die Aussenwände. Im Untergeschoss werden Nebennutzräume (z.B . Keller, 

Waschküche, Garage, etc.) nicht angerechnet.  

Geschossflächenerweiterungen innerhalb des schon vorbestehenden Gebäudevolumens werden bei altrechtli-

chen Wohnbauten (vor 1.7.1972 erstellt) nur mit dem Faktor ½ als anrechenbare Geschossflächen eingerech-

net. 

Landwirtschaftliche bodenabhängige Gewerbebetriebe mit bis zu 3 SAK dürfen gesamthaft über maximal 

300  m2 Geschossflächen (aGF) bei einem Neubauprojekt bzw. 350 m 2  bei einem Um - und Ausbauprojekt 

eines bestehenden Wohngebäudes sowie in der Regel höchstens 2  Wohneinheiten verfügen und solche mit 

mehr als 3 SAK maximal 350 m 2  Geschossflächen (aGF) bei einem Neubauprojekt bzw. 400 m 2  bei einem 

Um- und Ausbauprojekt eines bestehenden Wohngebäudes , sowie höchstens 3  Wohneinheiten verfügen. 

Die angeführten Flächenbegrenzungen gelten in jedem Fall. Namentlich bleibt ohne Einfluss, ob im Zeitpunkt 

der Einreichung des Baugesuchs die abtretende Generation bereits auf dem Hof leben, in absehbarer Zeit leben 

werden oder nicht.  

Die im Kanton Luzern für die Umsetzung und den Vollzug der raumplanungsrechtlichen Bestimmungen zuständige 

Dienststelle Raum und Wirtschaft wird auch in Zukunft in enger Zusammenarbeit mit den weiteren betroffenen 

Dienststellen die Ermessensspielräume sorgfältig und bürgernah ausschöpfen und steht den Landwirten, Projekt-

verfassern und Planer bei allen Fragen hinsichtlich der baulichen Möglichk eiten ausserhalb der Bauzonen sowie 

bei allen Verfahrensfragen gerne zur Verfügung.   
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Planungshinweise  

 

Optimale Prozessabläufe von der Projektidee bis zur Ausführung garantieren gute Ergebnisse und sparen Bau-

kosten. Das bedingt, dass die baurechtlichen Rahmenbedingungen, die Standortwahl, die Gebäudestruktur und 

die Gestaltung der Baute rechtzeitig geprüft werden. Für die notwendige Planungssicherheit zu erlangen wird 

empfohlen, Projekte im Rahmen der Erarbeitung via Bauamt der Gemeinde an die kantonale Dienststelle Raum 

und Wirtschaft (rawi) zur Vorabklärung einzureichen. Dabei sollen partnerschaftliche Lös ungen mit allen Betei-

ligten angestrebt werden. Für ein klärendes Erstgespräch steht die rawi gerne zur Verfügung.  

Bezüglich der einzureichenden Baugesuchsunterlagen verweisen wir auf die Wegleitung „Baugesuch und Bau-

lagen“ (Download unter www.rawi.lu.ch > Downloads > Bauwesen).  

 

Projektphase Bauherrschaft / Architekt  Gemeinde  Kanton (rawi, lawa)  

Vorbereitung Projektidee   

 Vorgaben für die Projektierung klären 

(Planungshilfen, gesetzliche Grundla-

gen), Rückfrage bei den Bewilligungs-

behörden (Gemeinde n / Kanton)  

  

  Stellungnahme bei Bedarf Stellungnahme bei Bedarf 

1. Entwurf / Vorprojekt Qualifizierten Planer beauftragen   

 Bestandesaufnahme (Plangrundlagen, 

Fotos des Bauobjekts) 

  

 Vorprojekt mit kurzem Projektbeschrieb 

zur Vorabklärung an die Gemeinde / 

Kanton 

  

  Eingangskontrolle und  

Erstbeurteilung, Zustellung der 

Unterlagen an den Kanton  

Beurteilung des Vorprojekts, 

schriftlicher Bericht, Vorgaben 

für die Projektierung  

Projektierung und  

Baueingabe  

Umsetzung der Vorabklärung evt. 

Rücksprache mit der Gemeinde und 

dem Kanton 

  

 Bauprojekt ausarbeiten   

 Baueingabe an die Gemeinde  Vollständigkeitskontrolle und 

Erstbeurteilung 

 

  Öffentliche Planauflage  

Unterlagen an den Kanton  

 

  Materielle Prüfung des  

Gesuches  

Materielle Prüfung des  

Gesuches  

   Kantonaler Entscheid 

  Kommunale Baubewilligung   

Baubewilligung   Zustellung Baubewilligung  

(inkl. Kantonaler Entscheid) 

 

Ausführung Projektausführung nach Rechtskraft der 

Baubewilligung  
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Gestaltung und Eingliederung in das Landschaftsbild  

 

Um was geht es?  

Bauten und Anlagen sind in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzugliedern, da sie diese prägen. 

Dabei ist der Material - und Farbwahl (wie z.B. die traditionelle Anwendung von Holz) besondere Bedeutung 

beizumessen, da diese einen wesentlichen Besta ndteil zur Integration in das Landschaftsbild leisten. 

Sie sind zu untersagen, wenn sie durch ihre Grösse, Proportion, Gestaltung, Bauart, Dachform oder Farbe das 

Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigen (§ 140 PBG).  

Für die Beurteilung der Gestaltung und die Eingliederung in das Orts - und Landschaftsbild sowie deren Wesens-

gleichheit sind für zonenkonforme wie auch zonenfremde Bauten und Anlagen die gleichen Kriterien mass -

gebend. Dabei erfolgt die Beurteilung von zonenkonformen Bauten durch die zuständige Gemeinde und die 

Beurteilung von zonenfremden Bauten durch die zuständige kantonale Dienststelle.  

Was ist zu beachten?  

Bei der Planung von Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen helfen die nachfolgenden Fragen eine 

gründliche Auseinandersetzung mit dem Bauvorhaben in der Landschaft zu führen und sich ihrer architektoni-

schen und kulturellen Bedeutung bewusst zu werden: 

Neubau oder Umbau / -nutzung?  

− Der Erhalt und die Umnutzung eines bestehenden Gebäudes sind anzustreben, insbesondere wenn dieses 

die Landschaft positiv prägt.  

Lage, Gestaltung (Gebäude und Terrain), Materialisierung und Farbgebung?  

− Bauten und Anlagen haben sich in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzugliedern. Für die Be-

urteilung der Gestaltung und die Eingliederung von Bauten und Anlagen in das Orts - und Landschaftsbild 

sowie deren Wesensgleichheit sind insbesondere Kriter ien wie die Nutzfläche, die Grundfläche und de-

ren Veränderung, das Gebäudevolumen, die Geschossigkeit, die Dachform, die Materialisierung und die 

Terraingestaltung massgebend.  

Bei baulichen Massnahmen an Kulturdenkmälern sind höhere Anforderungen an die Gestaltung zu berücksichti-

gen. Die zuständige Dienststelle (Denkmalpflege) ist daher frühzeitig in die Planung mit einzubeziehen.  

Weitere Informationen können im Leitfaden „Gestaltung von Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone“ des 

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartements entnommen werden (Download unter www.rawi.lu.ch > Downloads 

> Bauwesen ).  

Wir verweisen auch auf die der Broschüre „Kriterien des Innerschweizerischen Heimatschutzes zur Förderung 

qualitätsvollen Bauens ausserhalb der Bauzonen“ des Innerschweizerischen Heimatschutzes (Download unter 

www.innerschweizer -heimatschutz.ch/ > Publikat ionen). 
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Gesetze und Begriffe  

 

Gesetzliche Grundlagen  

Bund 

− Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979  SR 700  

− Raumplanungsverordnung (RPV) vom 28. Juni 2000   SR 700.1  

− BG  über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) vom 4. Oktober 1991  SR 211.412.11  

Kanton 

− Planungs- und Baugesetz (PBG) vom 1. Januar  2019  SRL 735  

− Planungs- und Bauverordnung (PBV) vom 1. Januar 201 9  SRL 736  

Begriffe  

>  Zonenkonform 
Die Baute oder Anlage bzw. deren Zweck entspricht der jeweiligen Nutzungszone . 

>  Zonenfremd 
Die Baute oder Anlage bzw. deren Zweck widerspricht der jeweiligen Nutzungszone . 

>  anrechenbare Geschossfläche (aGF)  
Alle heute bestehenden Wohnf lächen und alle neu projektierten Flächen jedes Geschosses, die zum Wohngebrauch 

genutzt oder ausgebaut werden können  (bei zonenkonformen Wohnbauten), exklusive der Aussenwände.  

>  anrechenbare Wohn fläche (aW F) 
Alle heute bestehenden Flächen die zum Wohngebrauch genutzt werden und alle neu projektierten Flächen die  zum 

Wohngebrauch genutzt oder ausgebaut werden können (bei zonenfremden Wohnbauten), exklusive der Aussen-

wände . 

>  anrechenbare N ebenfläche (aNF)  
Alle Flächen die der Wohnnutzung nicht zugerechnet werden (bei zonenfremden Wohnbauten), exklusive der Aus-

senwände . 

>  Standardarbeitskraft (SAK) 
Einheit für die Erfassung des gesamtbetrieblichen Arbeitszeitbedarfs mit Hilfe standardisierter Faktoren. 

>  Landwirtschaftliches Gewerbe 
Ein l andwirtschaftlicher Betrieb mit mindestens 1.0 SAK in der Talzone  bzw. 0.8 SAK in der Hügelzone oder  

0.6 SAK im Berggebiet  gilt als landwirtschaftliches Gewerbe.  

>  Landwirtschaftlicher Betrieb 
Betriebe mit einem jährlichen Arbeitsaufkommen von mehr als 0.2 Standardarbeitskräften (SAK) werden als landwirt-

schaftliche Betriebe im Sinne der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung (LBV; SR 910.91 ) bezeichnet.  

>  Hobbybetrieb / Freizeitlandwirtschaft  
Betriebe mit einem jährlichen Arbeitsaufkommen von weniger als 0.2  Standardarbeitskräften (SAK) werden als Frei-

zeitlandwirtschaftsbetriebe bezeichnet. Dabei gelten die Normen gemäss landwirtschaftlicher Begriffsverordnung 

(LBV; SR 910.91) . 

>  Nichtlandwirtschaftliche Nebenbetriebe 
Landwirtschaftliche Gewerbe können bauliche Massnahmen zur Einrichtung eines betriebsnahen nichtlandwirtschaft-

lichen Nebenbetriebs bewilligt werden.  

> Betriebskonzept 
Das Betriebskonzept beschreibt und analysiert die gegenwärtige Situation des landwirtschaftlichen Unternehmens, 

definiert die Ziele der Betriebsleiterfamilie und zeigt die Entwicklungsperspektiven des Betriebes auf . 

> Bodenabhängig  
Als überwiegend boden abhängig prod uzierender Betrieb im Sinne des Raumplanungsgesetzes gilt, wenn der TS-

Beitrag aus dem eigenen Pf lanzenbau grösser als 50% und der Deckungsbeitrag aus der bodenabhängig en Produk-

tion grösser als 50% ist  oder alternativ wenn das Trockensubstanzpotenzial des Pflanzenbaus einem Anteil von min-

destens 70% des Trockensubstanzbedarfs des Tierbestandes entspricht . Im Weiteren darf die boden unabhängige 

gemüse- oder gartenbauliche Anbaufläche eines Betriebes maximal 35% der gesamten gemüse - oder gartenbauli-

chen Anbaufläche und nicht mehr als 5000m 2  betragen. 

  



Wegleitung für das Bauen ausserhalb der Bauzonen  7  

Übersicht Anwendungsbereiche des Raumplanungsgesetzes  

 

 

Wohnen  Arbeiten  

Übriges  
landwirtschaftlich  

nicht 

landwirtschaftlich  
landwirtschaftlich  

nicht 

landwirtschaftlich  
 

zonenkonform 
Feststellungsentscheid nach 

§ 5 1  PBV 

zonenfremd 
Ausnahmebewilligung nach  

§§ 180 + 181 PBG  

zonenkonform 
Feststellungsentscheid nach 

§ 5 1 PBV 

zonenfremd 
Ausnahmebewilligung nach  

§§ 180 + 181 PBG  

zonenfremd 
Ausnahmebewilligung nach  

§§ 180 + 181 PBG  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Wohnbauten 
 Art. 16a Abs. 1 RPG  

 Art. 34 Abs. 3 RPV  

 vgl. Ziffer 1  

 

Bauten/Anlagen für 

die innere Auf-sto-

ckung mit bodenun-

abhängiger Tierhal-

tung und bodenunab-

hängigem Gemüse - 

oder Gartenbau  
 Art. 16a Abs. 2 RPG  

 Art. 36 + 37 RPV  

 vgl. Ziffer 3  

 

Bauten/Anlagen für 

die bodenabhängige 

Bewirtschaftung, Auf-

bereitung, Lagerung 

oder Verkauf landwirt-

schaftlicher oder gar-

tenbaulicher  

Produkte 
 Art. 16a Abs. 1 RPG  

 Art. 16a bis RPG 

 Art. 34 Abs. 1 + 2 RPV  

 Art. 35 RPV  

 vgl. Ziffer 2, 7, 8,  9  

 

Bauten/Anlagen für 

die Energiegewin-

nung aus Biomassen  
 Art. 16a Abs. 1 bis RPG 

 Art. 34a RPV  

 vgl. Ziffer 5  

 

Zweckänderung von 

Bauten/Anlagen  

ohne bauliche Mass-

nahmen 
 Art. 24a RPG  

 vgl. Ziffer 17  

 

Bauten/Anlagen mit 

positiver oder negati-

ver Standortgebun-

denheit 
 Art. 24 RPG  

 vgl. Ziffer 18  

 

Umbauten für  

Nebenbetrieb  

ohne engen sachli-

chen Bezug zur Land-

wirtschaft 
 Art. 24b RPG  

 Art. 40 Abs. 1, 2 + 5 RPV  

 vgl. Ziffer 15  

 

Umbauten für  

Nebenbetrieb mit en-

gem sachlichen Be-

zug zur Landwirt-

schaft 
 Art. 24b RPG  

 Art. 40 Abs. 1, 3, 4 + 5 RPV  

 vgl. Ziffer 14  

 

Neu -, Um-, An - und 

Aufbauten von beste-

henden altrechtlichen 

Bauten und Anlagen 
(vor 1.7.1972 erstellt)  
 Art. 24c RPG  

 Art. 41, 42 + 43a RPV  

 vgl. Ziffer 1 0  

 

 

Umbauten und Um-

nutzungen von be-

stehenden neurecht-

lichen zonenfrem-

den Bauten  
(nach dem 1.7.1972 

erstellte Bauten, deren 

landwirtschaftliche Nut-

zung nach der Erstellung 

weggefallen ist) 
 Art. 24d Abs. 1 + 3 RPG  

 Art. 42a + 43a RPV  

 vgl. Ziffer 1 1  

 

Um-, An - und Auf-bau-

ten von bestehenden 

zonenfremden Ge-

werbebauten  
(vor 1.1.1980 recht-

mässig erstellt, geändert 

oder seither ausgezont) 
 Art. 37a RPG  

 Art. 43 + 43a RPV  

 vgl. Ziffer 1 6  

 

Bauten/Anlagen für 

die hobbymässige 

Tierhaltung 
 Art. 24e  RPG 

 Art. 42b RPV  

 vgl. Ziffer 13  

 

Zweckänderung von 

anerkannten  

schützenswerten  

Bauten/Anlagen  
 Art. 24d Abs. 2 RPG  

 Art. 39 Abs. 2 + 3 RPV  

 vgl. Ziffer 12  

 

Bauten/Anlagen in 

Streusiedlungsgebie-

ten 
 Art. 24 cbis RPG 

 vgl. Ziffer 19  

 

Solar- und  

Photovoltaikanlagen 
 Art. 18a RPG, §54 PBV  

 Art. 24 RPG , Art. 24ter RPG, 

Art. 32c /d  RPV 

 vgl. Ziffer 6  

 

 

Bauten/Anlagen für 

bodenunabhängige 

Produktion (Spezial-

landwirtschaftszone) 
 Art. 16a Abs. 3 RPG  

 Art. 38 RPV  

 vgl. Ziffer 4  

 

Weitere Zonen  
  Art. 18 RPG   

− Weilerzone  

− Deponie- und Abbauzonen  

− Spezialzonen Gemeinden  

 

Energie aus Biomasse  
 Art. 32e RPV  
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1.  Zonenkonforme Wohnbauten  

 

Um was geht es ? 

Das Recht  ausserhalb der Bauzone zu wohnen  ist und bleibt einem engen Personenkreis vorbehalten. Dazu 

zählen die Betriebsleiterfamilie und Hilfskräfte, die unmittelbar in der Landwirtschaft tätig sind sowie die abtre-

tende Generation welche in der Landwirtschaft tätig war.  

Was ist möglich ? 

Neue Wohnbauten sind in der Landwirtschaftszone zonenkonform und somit bewilligungsfähig, wenn sie einem 

bodenabhängigen landwirtschaftlichen Gewerbe im Sinne des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht 

dienen, der Betrieb längerfristig bestehen kann, die Wohnbauten betrieblich notwendig sind  und ihnen keine 

überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

Seit der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes vom 1.11.2012 dürfen alle altrechtlichen Wohnbauten (vor 

1.7.1972 erstellt) nach den Vorgaben von Art. 24c RPG erneuert, teilweise geändert, massvoll erweitert und 

wieder aufgebaut werden. Dies gilt auch für landwirtschaftlich genutzte Wohnbauten.  

Was ist zu beachten ? 

In den Baugesuchsunterlagen haben die Gesuchsteller den notwendigen Wohnbedarf auszuweisen. Wenn 

möglich, sinnvoll und zumutbar, ist der Wohnbedarf innerhalb der bestehenden Bausubstanz zu verwirklichen 

(Um- und Einbau vor Neubau). Für die Bemessung der Wo hnflächen sind die aktuellen landwirtschaftlichen 

Bedürfnisse eines existenzfähigen Betriebes und dessen heute bestehenden Wohnbauten massgebend. Zum 

Betrieb gehörende Wohnbauten ausserhalb des Hofbereichs (z.B. durch Zukauf eines Landwirtschaftsbetriebes)  

werden in Abhängigkeit zur Distanz des Betriebszentrums beurteilt. Bei Ersatzneubauten kann die Gemeinde 

von der Bauherrschaft gestützt auf §  204 Planungs - und Baugesetz (PBG) vor Baubeginn (Auflage im Bauent-

scheid) eine Sicherheitsleistung (z.B. Sperrkonto, Bankgarantie) in der Höhe der vorgesehenen Abbruchkosten 

für das zu ersetzende Gebäude verlangen.  

Die Richtwerte  

Landwirtschaftliche Gewerbe mit 

− bis zu 3 SAK  dürfen gesamthaft über maximal 300 m 2  Geschossflächen bei Neubauprojekten bzw. 

350  m2  bei Ausbauprojekten bestehender Gebäuden und in der Regel höchstens 2  Wohneinheiten ,  

− mehr als 3 SAK  dürfen gesamthaft über maximal 350 m 2  Geschossflächen bei Neubauprojekten bzw. 

400 m 2  bei Ausbauprojekten bestehender Gebäuden und höchstens 3  Wohneinheiten  verfügen. 

Damit Wohnraum zonenkonform bewilligt werden kann, muss der Betrieb sowohl zum Zeitpunkt des Gesuches 

wie auch im Durchschnitt der letzten drei Jahre die Gewerbegrösse erreichen und der Bedarf muss ausgewiesen 

sein. Der Wohnb edarf für einen Angestellten, Lehrling oder zusätzliche abtretende Generation ist auszuweisen.  

Die Geschossflächen entsprechen den Wohnflächen und den ausbaubaren Nebennutzflächen sowie Lufträume, 

exklusive Aussenwände.  Geschossflächenerweiterungen  innerhalb des schon vorbestehenden Wohnhaus volu-

mens werden bei altrechtlichen Wohnbauten  nur mit dem Faktor ½  als anrechenbare Geschossflächen einge-

rechnet. Bei bestehenden Wohnbauten  werden die effektiv der Wohnnutzung dienenden Flächen wie auch 

die ausbaubaren Nebenflächen unabhängig ihres Erstellungszeitpunktes angerechnet.   
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Wichtigste Beispiele  

bestehend (Ausgangslage)  altrechtlich (vor 1.7.1972 erstellt)  neurechtlich (nach 1.7.1972 erstellt)  

Um-, An - und Aufbau bestehendes Wohnhaus  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

Um-, An - und Aufbau bestehendes Wohnhaus mit angebautem Ökonomieteil  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

Ersatzneubau  anstelle eines bestehenden abzubrechenden Wohnhauses  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Neubau „Stöckli“  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

  

EG 

OG 

DG 
max. 350 m 2/ 400 m 2  

 

Betrieb bis 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2, Fak-

tor ½ = 25 m 2) und An-

bau EG/OG (125 m 2) 

 

Betrieb mehr als 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2, Fak-

tor ½ = 25 m 2) und An-

bau EG/OG (175 m 2) 

nur Ausbau  

max. 350 / 400 m 2  

Betrieb bis 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2) 

bis auf total 350 m 2  

Betrieb mehr als 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2) 

bis auf total 400 m 2  

 

 

An- und Ausbau  

max. 300 / 350 m 2  

Betrieb bis 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2) und 

Anbau EG/OG (50 m 2) 

Betrieb mehr als 3 SAK  

Ausbau DG (50 m 2) und 

Anbau EG/OG (100 m 2) 

 

 

200 m 2 aGF im EG und 

OG bestehend, 50 m 2 im 

DG zu Wohnzwecken 

ausbaubar (ab 1.5 m 

Raumhöhe). 

EG 

OG 

DG 

200 m 2 aGF im EG und OG bestehend, 100 m 2 

im DG zu Wohnzwecken ausbaubar (ab 1.5 m 

Raumhöhe) 

EG 

OG 

DG 

Betrieb bis 3 SAK  

Ausbau DG (100 m 2) und Ein-/Umbau in Öko-

nomieteil (50 m2) 

 

Betrieb mit mehr als 3 SAK  

Ausbau DG (100 m 2) und Ein-/Umbau in Öko-

nomieteil (100 m 2) 

max. 350 m 2/400 m 2  

EG 

OG 

DG 
200 m 2 aGF im EG und 

OG bestehend, DG zu 

Wohnzwecken nicht aus-

baubar, Gebäude in ei-

nem eher schlechten Zu-

stand 

Betrieb bis 3 SAK  

Neubau anstelle des abzubrechenden 

Wohnhauses mit maximal 300 m 2 aGF  

 

Betrieb mehr als 3 SAK  

Neubau anstelle des abzubrechenden 

Wohnhauses mit maximal 350 m 2  

max. 350 m 2/400 m 2  

 

Betrieb bis 3 SAK  

Ausbau DG (100 m 2, Faktor ½ = 50 m 2) und Ein-

bau in Ökonomie (100 m 2, Faktor 1 = 100  m2) 

 

Betrieb mit mehr als 3 SAK  

Ausbau DG (100 m 2), Faktor ½ = 50m 2) und Ein-

bau in Ökonomie (150 m 2, Faktor 1 = 150  m2) 

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 
160 m 2 aGF im EG und 

OG bestehend, DG voll-

ständig ausgebaut (40  m2, 

ab 1.5 m Raumhöhe)  

 

Erstellung eines separaten 

Wohngebäudes (Stöckli)  

EG 

OG 

DG 

+ 

maximal 300 m 2  / 350 m 2  

 

Betrieb bis 3 SAK  

Neubau „Stöckli“ (100 m 2) 

 

Betrieb mehr als 3 SAK  

Neubau „Stöckli“ (150 m 2) 
EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 
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1.1  Hä usliche Abwässer  

 

Um was geht es ? 

Für die Entsorgung des häuslichen Abwassers gelten für landwirtschaftliche und nicht landwirtschaftliche Betriebe 

grundsätzlich dieselben Vorschriften. In gewissen Fällen können Landwirte von einer Sonderregelung profitieren 

und sie dürfen das häusliche Ab wasser zusammen mit der Gülle vermischen und landwirtschaftlich verwerten. 

Was ist möglich ? 

Innerhalb der Bauzone müssen alle Liegenschaften an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. Aus-

serhalb der Bauzone gilt für Landwirtschaftsbetriebe je nach Situation eine Sonderregelung und das häusliche 

Abwasser darf zusammen mit der Gülle land wirtschaftlich verwertet werden. Voraussetzungen für die Verwertung 

des häuslichen Abwassers mit der betriebseigenen Gülle sind:  

− Der Betrieb liegt ausserhalb der Bauzone  

− Der Anteil (unverdünnten) Gülle beträgt mind. 25% der Gesamtmenge  

− Es bestehen genügend Lagerkapazität für Hofdünger und Abwasser und diese befinden sich in ei nem gu-

ten Zustand 

− Die Gebäude werden vom Landwirtschaftsbetrieb genutzt  

− Bei Liegenschaften, bei welchen Güllebehälter und Stall oder Güllebehälter und landwirtschaftliche Nutz-

fläche verpachtet sind, die Abwässer mit über 25% Vollgülle gemischt werden. Dies setzt jedoch voraus, 

dass die Gülle und das Abwasser a m gleichen Ort anfallen, die Güllegrube eine Kapazität von mindes-

tens 200  m3  hat und sich diese in einem dichten Zustand be findet 

− Liegt ein Betrieb im Bereich der öffentlichen Kanalisation gilt zusätzlich, dass das häusliche Abwasser mit 

Rinder- resp. Schweinegülle von mindestens 8 Düngergrossvieheinheiten (DGVE ) vermischt wird 

Was ist zu beachten ? 

Eine Liegenschaft ist im Bereich der öffentlichen Kanalisation, wenn der Anschluss an die Kanalisation zweck-

mässig und zumutbar ist. Zweckmässig bedeutet, dass eine bestehende Kanalisation in geringer Entfernung 

vorhanden ist und die Bauarbeiten sich probl emlos durchführen lassen. Nach Auffassung der Gerichte sind 

Anschlusskosten bis CHF 8‘ 4 00.00 pro Einwohnergleichwert als zumutbar zu beurteilen. Einzurechnen sind die 

Kosten der Kanalisationsleitung inklusive allfälliger Pumpwerke ab dem ersten Schacht vor  dem Haus, Beiträge 

für den Einkauf in Privatleitungen und die kommunalen Anschlussgebühren. Nicht anrechenbar sind die Kosten 

für die Hausinstallation. 

Sofern ein Anschluss an das öffentliche Kanalisationsnetz nachweislich nicht zumutbar ist, sind die häuslichen 

Abwässer entsprechend dem Stand der Technik (Kleinkläranlage, Stapelung in abflussloser Grube und Abtrans-

port zu einer kommunalen oder regionalen  Kläranlage) zu beseitigen. Abwasserabnahmeverträge zwischen 

Privaten und Landwirten sind verboten. Zu beachten gilt es, dass sowohl ein Kanalisationsanschluss wie auch 

eine Kleinkläranlage der Bewilligungspflicht unterliegen.  

Da die gereinigten Abwässer der Kleinkläranlagen in der Regel in ein öffentliches Gewässer eingeleitet werden, 

benötigt die kostenpflichtige Einleitung (Sondernutzungsgebühr) eine wasserbau - und gewässerschutzrechtliche 

Bewilligung.  
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2.  Bauten und Anlagen für die bodenabhängige  Bewirtschaftung  

 

Um was geht es ? 

Als zonenkonform sind Bauten und Anlagen zu beurteilen, wenn sie  der bodenabhängigen Bewirtschaftung  

dienen. Dazu zählen insbesondere die Haltung von Raufutterverzehrern (Rindvieh, Schafe, Ziegen) und der 

Ackerbau.  

Was ist möglich ? 

Die Erstellung von Ökonomiegebäuden zur bodenabhängigen Bewirtschaftung ist für die Produktion verwert-

barer Erzeugnisse aus Pflanzenbau  und Nutztierhaltung oder für die Bewirtschaftung naturnaher Flächen mög-

lich. 

Was ist zu beachten ? 

Ein neues zusätzliches Ökonomiegebäude kann nur bewilligt werden, wenn  

− der Neubau für eine zweckmässige Bewirtschaftung notwendig ist und die gewünschten Ausmasse be-

gründet sind (z.B. Tierschutzgesetz, Bedarfsnachweis),  

− keine öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entgegenstehen (z.B. Geruchs- und Lärmimmissionen) und 

− der Betrieb voraussichtlich längerfristig bestehen kann. 

Gebäude für landwirtschaftliche Betriebe, welche die Gewerbegrenze gemäss BGBB nicht erreichen,  sind dann 

zonenkonform, wenn dem landwirtschaftlichen Betrieb ein ertragsorientierter Stellenwert zukommt. Dazu muss er 

in grösserem Umfang betrieben werden und zu einem ansehnlichen Erwerbseinkommen führen. Die Erstellung 

von Ökonomiebauten für reine Hobbybetriebe ist hingegen ausgeschlossen.  

Landwirtschaftliche Ökonomiegebäude und Anlagen sind Ställe, Scheunen, Remisen, Silos zur Futterlagerung, 

Jauchebehälter, Einstellräume für Bewirtschaftungsgeräte, sowie Arbeitsräume für bodenabhängige Freilandgärt-

nerei oder Gartenbaubetriebe.  

Feste Einrichtungen für Obstanlagen wie bespielsweise Hagelschutznetze  oder Folientunnel sind unter Berück-

sichtigung von §§  53 -54 Planungs- und Bauverordnung (PBV) und der Merkblätter für Spezialkulturen baubewil-

ligungspflichtig.  

In der Landwirtschaftszone hat die Landwirtschaft mit ihren Bedürfnissen Vorrang gegenüber nicht landwirtschaft-

lichen Nutzungen.  So sind bezüglich Geruchs - und Lärmimmissionen aus der Landwirtschaft Erleichterungen von 

den Bestimmungen des Umweltschutzgesetzes vom 7. Oktober 19 83  möglich.  Näheres regelt Art. 38a RPV.  
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2.1  Bauten und Anlagen für die Pferdehaltung  

 

Um was geht es?  

Die Pferdehaltung wird in der Landwirtschaft als zonenkonform beurteilt, unabhängig davon ob es sich um 

Pensions- oder Heimtiere handelt.  

Was ist möglich?  

Bei bestehenden bodenabhängigen landwirtschaftichen Vollerwerbsbetrieben sind Stallungen zur Pferdehaltung, 

Futter- und Einstreulager sowie Mistlager, befestige Aussenanlagen (Ausläufe, Plätze, Longierzirkel oder Führan-

lagen) und unmittelbar mit der Nutzung der Pferde zusammenhängende Ei nrichtungen wie Sattelkammern oder 

Umkleideräume zulässig. Neue Bauten und Anlagen für die Pferdehaltung dürfen nur von landwirtschaftlichen 

bodenabhängigen Gewerben im Sinne des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht  (BGBB) errichtet 

werden. Landwirtschaftsbetriebe unterhalb der Gewerbegrenze können  bestehende Bauten und Anlagen für die 

Pferdehaltung umnutzen. Bauten und Anlagen werden als zonenkonform bewilligt, wenn dieses Gewerbe über 

eine überwiegend betriebseigene Futtergrundlage und Weiden für die Pferdehaltung verfügt.  

Was ist zu beachten?  

Bei den landwirtschaftlichen Gewerben muss es sich in jedem Fall um bestehende Landwirtschaftsbetriebe han-

deln, die über eine überwiegend betriebseigene Futtergrundlage ( 70% Deckung des Bedarfs gemäss Suisse -

Bilanz) und Weiden für die Pferdehaltung verfügen.  

Bei Neubauten muss der Betrieb die Mindestgrösse gemäss BGBB (1.0 / 0.8 / 0.6 SAK) vor und nach der 

Realisierung des Bauprojekts erreichen.  

Auf bestehenden Landwirtschaftsbetrieben, welche die Voraussetzungen nach BGBB hinsichtlich der Standard-

arbeitskräfte nicht erfüllen, können bauliche Massnahmen für die Haltung von Pferden in bestehenden Bauten 

und Anlagen sowie die für eine tiergerechte H altung notwendigen Aussenanlagen bewilligt werden. Führanla-

gen, Weid eunterstände und Reitplätze sind bei solchen Betrieben jedoch nicht zulässig.  

Allwetterausläufe sind unmittelbar an den Stall angrenzend zu erstellen . Ist ein angrenzender Auslauf aus zwin-

genden Gründen (z.B. starke Hangneigung) nicht möglich, darf der Allwetterauslauf vom Stall abgesetzt errichtet 

werden. Für die Berechnung der zulässigen Fläche verweisen wir auf das Merkblatt « Ausläufe für Equiden / 

Allwetterausläufe» (Download unter www.rawi.lu.ch > Downloads > Bauwesen). In jedem Fall darf nur die 

Mindestfläche nach TSchV, d.h. 24 m² bzw.  36 m² als eigentliche Hartfläche, z.B. Be ton, befestigt werden.  

Bei der Haltung von mindestends 8 Pferden dürfen Reitplätze und Longierzirkel erstellt werden. Diese dürfen total 

eine maximale Fläche von höchstens 800 m 2  umfassen. Sie dürfen nur geringfügige Terrainveränderungen zur 

Folge haben, weder überdacht noch umwandet werden und müssen ohne grossen Aufwand wieder entfernt 

werden können. Sie können von mehreren Betrieben gemeinschaftlich genutzt werden und dürfen nu r für die 

Nutzung der auf dem Betrieb gehaltenen Pferde verwendet werden. Bei Führanlagen ist eine Üb erdachung der 

Laufbahn zulässig.  

Nicht zonenkonform sind Freizeit- und Sportanlagen für Pferde sowie Angebote für soziale bzw. sozialtherapeu-

tische Zwecke (Therapiebetriebe).  

Im Zusammenhang mit der Haltung und Nutzung von Pferden ist die Errichtung neuer Wohnbauten nicht zulässig. 

Beim baulichen Gewässerschutz gelten die Vorgaben in den Merkblättern der Dienststelle Landwirtschaft und 

Wald (www.lawa.lu.ch).   
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2. 2  Aufbereitung, Lagerung und Ver k auf von h ofeigenen Produkten  

   

Um was geht es?  

Zu unterscheiden sind die Aufbereitung, Lagerung und der Verkauf von hofeigenen Produkten in einem Hofladen 

auf dem Betrieb von der Lagerung und Aufbereitung von Spezialkulturen für den Verkauf an externe (Gross -) 

Abnehmer zwecks Weiterverkauf. Für Letzteres wird auf die Merkblätter Spezialkulturen verwiesen. 

Bauten und Anlagen für die Aufbereitung, Lagerung und der Verkauf von hofeigenen Produkten in einem Hofla-

den auf dem Betrieb gelten als zonenkonform, wenn  

− die Produkte in der Region und zu mehr als der Hälfte auf dem bodenabhängigen Standortbetrieb oder 

auf den in einer Produktionsgemeinschaft zusammengeschlossenen bodenabhängigen Betrieben erzeugt 

werden; 

− die Aufbereitung, die Lagerung oder der Verkauf nicht in dustriell-gewerblicher Art ist; und 

− der landwirtschaftliche oder gartenbauliche Charakter des Standortbetriebs gewahrt bleibt.  

Was ist möglich?  

Die Aufbereitung, Lagerung oder der Verkauf landwirtschaftlicher Produkte gilt als zonenkonform, wenn die 

Betriebsleiterfamilie ihre saisonal geernteten, überwiegend eigenen Rohstoffe sowie Erzeugnisse mehrheitlich 

aus ihrer Tierhaltung (Milch, Fleisch) verarbei tet und/oder verkauft. Die Anstellung von temporären Hilfskräften 

ist zulässig.  

Erscheint das eingereichte Betriebskonzept glaubhaft, kann ein Produktionsraum (inkl. Lager) von 50 m 2  und ein 

Hofladen mit einer Fläche von 15  - 30 m2  bewilligt werden. Für grössere Flächen, insbesondere L agerflächen 

für Gebinde ist ein Bedarf snachweis zu erbringen.  

Was ist zu beachten?  

Das  Betriebskonzept soll aufzeigen , welche Produkte in welchen Mengen auf dem Hof erzeugt werden (z.B: 

Getreide, Früchte, Obst, Gemüse, Milch, Fleisch) und welche Produkte der Betrieb in welchem Mengen herstel-

len wird. Ein neues zusätzliches Ökonomiegebäude kann nur bewilligt werden, wenn  

− der Neubau für eine zweckmässige Bewirtschaftung notwendig ist und die gewünschten Ausmasse be-

gründet sind und  

− keine öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entgegenstehen. 

Aufbereitung, Lagerung und Verkauf der Erzeugnisse dürfen nicht industriell-gewerblicher Art sein. Entsprechende 

Bauten und Anlagen haben sich dem Landwirtschaftsbetrieb unterzuordnen. Als zonenkonform gilt das Waschen 

und Abpacken von Gemüse und Obst, das Herstellen von Trockenfrüchten, Konfitüre, Brot, Zopf, Sirup, Wein, 

Most, Essig, Schnaps, Glace, Joghurt, Käse, Fleischwaren , etc.  

Nicht zonenkonform ist die Verarbeitung der Produkte mit einem hohen Spezialisierungsgrad, die Verwendung 

technischer Verfahren, der Einsatz von hohen Energie- und Kapitalkosten, eine hohe Produktivität und der Über-

gang zu standardisierter Massenproduktion. Die Beschäftigung von Festangestellte n, die ausschliesslich im Be-

reich Aufbereitung und Verkauf der Produkte tätig sind, ist nicht zulässig . Insbesondere ist auch die Weiterverar-

beitung der Produkte zu Convenience Food nicht zulässig.  

Die Aufbereitung, Lagerung oder Verkauf landwirtschaftlicher Produkte ist für landwirtschaftliche Betriebe (mind. 

0.2  SAK) zonenkonform, wenn dem Betrieb ein ertragsorientierter Stellenwert zukommt. Dazu muss er in grös-

serem Umfang betrieben werden und zu einem ansehnlichen Erwerbseinkommen führen. Für reine Hobbybe-

triebe ist die Aufbereitung, Lagerung oder Verkauf landwirtschaftlicher Produkte hingegen ausgeschlossen.   
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2. 3  Bauten und Anlagen für den Weinbau  

  

Um was geht es?  

Als zonenkonform gelten Bauten und Anlagen für Pflanzung, Pflege, Ernte der Trauben, die Kelterung, Lagerung 

und Verkauf von Weinen , wenn  

− die Produkte in der Region und zu mehr als der Hälfte auf dem Standortbetrieb oder auf den in einer Pro-

duktionsgemeinschaft zusammengeschlossenen Betrieben erzeugt werden; 

− die Aufbereitung, die Lagerung oder der Verkauf nicht industriell -gewerblicher Art ist; und 

− der landwirtschaftliche Charakter des  Betriebs gewahrt bleibt. 

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht lässt sich die Kelterung der Trauben und die Lagerung des Weines  in Tanks 

und Fässern erst ab einer eigenen Rebfläche von 3  ha effizient betreiben. Die Trauben von kleineren Rebflächen 

werden praxisgemäss extern gekeltert.  

Was ist möglich?  

Neubauten für die Kelterung und die Lagerung des Weines in Tanks und Fässern sind ab einer Rebfläche von 

3  ha möglich. Bei kleineren Rebflächen sind diese Nutzu ngen in bestehenden Gebäuden un terzubringen. Der 

Raumbedarf für das Weinlager (Flaschenlager), Kelterung, Tanklager,  Barriquelager, Remisen, Lager für Ge-

binde und Netze, Degustation und Verkauf richtet sich nach der angebauten Rebfläche. Ein neues zusätzliches 

Ökonomiegebäude kann nur bewilligt werden, wenn  

− der Neubau für eine zweckmässige Bewirtschaftung notwendig ist und die gewünschten Ausmasse be-

gründet sind 

− keine öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entgegenstehen 

Was ist zu beachten?  

Der Weinbaubet rieb hat in jedem Fall ein detailliertes Betriebskonzept einzureichen. Für die maximal zulässigen 

Gebäudegrössen  verweisen wir auf das Merkblatt « Bauten für den Weinbau - zulässige Grössen» (Download 

unter www.rawi.lu.ch > Downloads > Bauwesen).  

Zonenkonformer Wohnraum für den Weinbau ist ab eine Grösse von 3 SAK möglich. Die Wohnfläche für den 

Betriebsleiter beträgt maximal 200 m 2  und für die abtretende Generation 100 m 2. Für die Beurt eilung des 

Wohnraums ist ein separates Betriebskonzept einzureichen.  

 

  



Wegleitung für das Bauen ausserhalb der Bauzonen  15  

3.  Zonenkonforme Bauten  und Anlagen für die innere Aufstockung  

 

Um was geht es ? 

Bei der inneren Aufstockung werden einem überwiegend bodenabhängig geführten Betrieb Bauten und Anlagen 

für die bodenunabhängige Produktion angegliedert . Es handelt sich um eine landwirtschaftliche Aufstockung. 

Was ist möglich ? 

Die Errichtung von Bauten und Anlagen für die bodenunabhängige Tierhaltung  (Art. 36 RPV) gilt unter folgenden 

Voraussetzungen als innere Aufstockung und kann bewilligt werden (z.B. Neubauten für Geflügel - und Schwei-

nemast, usw.): 

− Es muss sich um einen landwirtschaftlichen Betrieb handeln (ein landwirtschaftliches Gewerbe im Sinne 

des BGBB ist nicht erforderlich);  

− Entweder muss der aus der Aufstockung resultierende Deckungsbeitrag kleiner sein als jener aus der bo-

denabhäng igen Landwirtschaftsproduktion und der Trockensubstanzbedarf des Tierbestandes muss in je-

dem Fall zu mindestens 50% durch das Trockensubstanzpotenzials des Pflanzenbaus des bestehenden 

Betriebes gedeckt sein; oder 

Das Trockensubstanzpotenzial des Pflanzenbaus muss mindestens einem Anteil von 70% des Trockensub-

stanzbedarfs des Tierbestandes entsprechen. 

Mit der Revision des Raumplanungsgesetzes darf das Trockensubstanzkriterum (Art. 36 Abs. 1 lit.b) ab dem 

1.  Januar 2026 wieder für sich alleine angewandt werden.  

Die Errichtung von Bauten und Anlagen für den bodenunabhängigen Gemüsebau und des produzierenden 

Gartenbaus  (Art. 37 RPV) gilt unter folgenden Voraussetzungen als innere Aufstockung und kann bewilligt we r-

den (z.B. Gewächshäuser, Blumenproduktion, usw.):  

− Die bodenunabhängig bewirtschaftete Fläche darf höchstens 35% der gemüse - oder gartenbaulichen An-

baufläche, höchstens aber 5'000 m 2  betragen. 

Nach dem Bundesgerichtsurteil 1C_561/2012 vom 04.10.2013  gelten auch im gewachsenen Boden pro-

duzierte Pflanzen in Folientunneln oder Gewächshäusern als innere Aufstockung.  Es gelten die Ausführungen in 

den Merkblättern Spezialkulturen. 

Was ist zu beachten ? 

Der Trockensubstanz- und Deckungsbeitragsvergleich wird mit der Tabelle DB -TS-Kalkulation der Arbeitsgruppe 

KOLAS gerechnet. Die Deckungsbeiträge werden jährlich nach dem Durchschnitt der vergangenen drei Jahre 

aktualisiert.  

Aufgrund der Art und Grösse der Bauten und Anlagen für die bodenunabhängige Tierhaltung bleiben Rückbau-

verfügungen und Nutzungsbeschränkungen dieser Bauten und Anlagen vorbehalten.  
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4.  Speziallandwirtschaftszone  

 

Um was geht es?  

In sogenannten Speziallandwirtschaftszonen sind alle Bauten und Anlagen zonenkonform, die der Herstellung 

eines Landwirtschaftsproduktes unabhängig von der Produktionsmethode dienen. Solche Gebiete werden im 

Nutzungsplanverfahren (Zonenplanverfahren) ausgeschieden.  

Was ist möglich ?  

In Speziallandwirtschaftszonen können beispielsweise Gewächshäuser mit Hors -sol-Kulturen oder Tierhaltungs-

anlagen erstellt werden. 

Was ist zu beachten ? 

Die Speziallandwirtschaftszonen haben sich in einen zusammenhängenden Landschaftsraum unter Berücksichti-

gung der unterschiedlichen räumlichen Ansprüchen gesamthaft verträglich einzuordnen. Dabei sind auch die 

Anliegen des ökologischen Ausgleichs und des Or ts- und Landschaftsschutzes zu berücksichtigen. 

Besonderes  

Die Ausscheidung von Speziallandwirtschaftszonen unterliegt einer umfassenden Interessenabwägung in den 

gesetzlich vorgesehenen Vorprüfungs - und Genehmigungsverfahren. In der Regel sind verschiedene Standort-

möglichkeiten zu prüfen und gegeneinander abzuwäg en. Eine frühzeitige Vorabklärung bei der Gemeinde und 

der Dienststelle rawi hilft unnötigen Verfahrensaufwand zu vermeiden. 

Siehe auch Empfehlung zur Behandlung von Speziallandwirtschaftszonen im Rahmen der Regionalplanung und 

Ortsplanungen (Download unter www.rawi.lu.ch > Downloads > Raumentwicklung ). 
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5.  Bauten  und Anlagen  für die Energiegewinnung aus Biomasse  

 

Um was geht es ?  

Erstellung von Bauten und Anlagen zur Gewinnung und den Transport von Energie (Brenn- oder Treibstoffen) aus 

Biomasse oder für damit im Zusammenhang stehende Kompostanlagen , welche einen engen Bezug zur Land - 

oder Forstwirtschaft des Standortbetriebes oder von Betrieben in der Umgebung haben. Beispiele sind die land-

wirtschaftliche Biogasanlage, Kompostanlage  oder Holz -Feuerungsanlage.  

Was ist möglich ?  

Zulässig sind Bauten und Anlagen, welche benötigt werden für:  

− die Gewinnung von B renn- oder Treibstoffen; 

− die wärmegekoppelte Produktion von Strom aus den gewonnenen Brenn - oder Treibstoffen; 

− Leitungen für den Transport der Energie zu geeigneten Abnehmern sowie für die Zuführung der Biomasse 

und den Abtransport der nach der Ener giegewinnung anfallenden Stoffe;  

− die Aufbereitung der zugeführten Biomasse und der nach der Energiegewinnung anfallenden Stoffe.  

− für die Produktion von Wärme aus verholzter Biomasse, wenn die notwendigen Installationen in bestehen-

den, landwirtschaftlich nicht mehr benötigten Bauten innerhalb des Hofbereichs des Standortbetriebs unter-

gebracht werden und die einzelnen Anlageteile den jeweils aktuellen Standards hoher Energieeffizienz 

entsprechen. 

Was ist zu beachten ? 

Es dürfen jährlich höchstens 45 000 Tonnen Substratmengen genutzt werden. Die ganze Anlage muss Teil eines 

Landwirtschaftsbetriebs sein und einen Beitrag dazu leisten, dass die erneuerbaren Energien effizient genutzt 

werden. Der Landwirtschaftsbetrieb muss längerfristig bestehen können. 

Die verarbeiteten Substrate müssen zu mehr als der Hälfte ihrer Masse vom Standortbetrieb oder aus Landwirt-

schaftsbetrieben stammen, die innerhalb einer Fahrdistanz von in der Regel 15 km liegen. Dieser Teil muss 

mindestens 10 Prozent des Energieinhalts de r gesamten verarbeiteten Substrate ausmachen. Die Quellen der 

restlichen Substrate müssen innerhalb einer Fahrdistanz von in der Regel 50 km liegen. Ausnahmsweise können 

längere Fahrdistanzen bewilligt werden.  

Die Bauten und Anlagen dürfen nur zum bewilligten Zweck verwendet werden  (Art. 16a Abs.  1 bis lit. c RPG) . 

Daher werden Bewilligungen mit einer Rückbauverfügung  erteilt und im Grundbuch angemerkt.  

Anlagen mit mehr als 5'000 Tonnen Kapazität Frischsubstanz sind auf ihre Umweltverträglichkeit zu prüfen.  

Anlagen, in denen Abfälle (Grüngut, Speisereste, usw.) vergoren werden, sind als Abfallanlagen im Sinne der 

Umweltschutzgesetzgebung zu betrachten.  

Weitere Informationen können der kantonalen Biogasstrategie ( www.uwe.lu.ch  > Themen > Energie  > E rneuer-

bare Energien > B iogas ) sowie den „Merkblätter Erneuerbare Energie“ entnommen werden  

(www.rawi.lu.ch > Doanloads > Raumentwicklung ). 

Mit der Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG2) sind standortgebundene Anl agen zur Nutzung der Energie 

aus Biomasse unter bestimmten Voraussetzungen möglich (Art. 32 e RPV). Es wird empfohlen, hierfür eine Vorab-

klärung zur Abklärung der Bewilligungsfähigkeit einzureichen.  

  

http://www.vorarlberg.at/vorarlberg/wasser_energie/energie/energie/weitereinformationen/energiestudien/studieueberdielandwirtsch.htm
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6.  Solar - und Photovoltaikanlagen  

 

Um was geht es ? 

Erstellung von Solaranlagen zur Warmwassererzeugung und /oder Heizungsunterstützung (Solarthermie) sowie 

zur Stromerzeugung (Photovoltaik). 

Was ist möglich ? 

In der Landwirtschaftszone sind in die Dachflächen und an der Fassade integrierte, genügend angepasste So-

laranlagen bewillig ungsfrei, wenn keine Kultur- und Naturdenkmäler von kantonaler oder nationaler Bedeutung, 

Schutzzonen oder sonstige öffentliche Interessen (z.B. Waldabstand, Strassenabstand, Gewässer) beeinträchtigt 

werden (Art. 18a RPG). Solaranlagen auf Kultur - und Naturdenkmälern von kantonaler oder nationaler Bedeu-

tung und in Schutzzonen bedürfen stets einer Baubewilligung.  

Solaranlagen mit Anschluss an das Stromnetz , die nicht auf dem Dach oder an der Fassade installiert sind (z.  B. 

Agri-PV-Anlagen) , können ausserhalb der Bauzone standortgebunden sein  (Art. 24 RPG i.V.m. Art. 32c oder 

32 d RPV). Für solche baubewilligung spflichtige Anlagen bedarf es eine r umfassenden Interessenabwägung.  

Solaranlagen können entweder konventionell mit Montagesystemen auf Schräg - und Flachdächern oder als 

Gestaltungselement zum Beispiel an Balkonen, Fassaden oder Überdachungen montiert werden.  Um eine bes-

sere Eingl iederung in die Landsch aft zu erreichen, wird empfohlen, sichtbare Metallkonstruktionen an die Ele-

mentfarbe anzupassen.  

Batteriespeicher können ausserhalb der Bauzone standortgebunden sein (Art. 24 RPG) und sind vorzugsweise 

innerhalb des Gebäudes zu installieren.  

Was ist zu beachten ? 

Solaranlagen gelten als auf einem Dach genügend angepasst, wenn sie  (Art. 32a RPV) :  

− die Dachfläche im rechten Winkel höchstens 20 cm überragen;  

− von vorne und von oben gesehen nicht über die Dachfläche hinausragen;  

− nach dem Stand der Technik reflexionsarm ausgeführt werden; und  

− als kompakte Fläche zusammenhängen.  

 

Solaranlagen an der Fassade sind bau bewilligungsfrei, wenn die die Voraussetzungen nach  Art. 32a bis RPV 

eingehalten sind.  

Bewilligungsfreie Vorhaben sind vor Baubeginn der Baubewilligungsbehörde zu melden. Das kantonale Recht 

legt die Frist sowie die Pläne und Unterlagen, die der Meldung beizulegen sind, fest.  

Bei baulichen Massnahmen an Kulturdenkmälern sind höhere Anforderungen an die Gestaltung zu berücksichti-

gen. Die zuständige Dienststelle (Denkmalpflege) ist daher frühzeitig in die Planung mit einzubeziehen.  

Weitere Informationen können dem Merkblatt „Solaranlagen “ entnommen werden (www.rawi.lu.ch ). 
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7 . Erschliessungsanlagen  

 

Um was geht es ? 

Grundsätzlic h ist zu unterscheiden zwischen  

− Erschliessungsanlagen die für die landwirtschaftliche  Bewirtschaftung notwendig sind 

− Erschliessungen von zonenfremden Bauten 

Was ist möglich ? 

Zur Erschliessung von landwirtschaftlichen Flächen, Bauten und Anlagen können Erschliessungsstrassen und 

Wege erstellt werden, sofern keine überwiegenden Interessen wie z.B. Vorgaben des Natur - und Landschafts-

schutzes dagegen sprechen. Im Weiteren haben si ch die Erschliessungsanlagen in ihrer Ausgestaltung in die 

bestehende Landschaft zu integrieren.  

Was ist zu beachten ? 

Landwirtschaftliche Erschliessungsstrassen und Bewirtschaftungswege sind grundsätzlich als Kieswege zu erstel-

len. Spurwege und Hartbeläge können nur in begründeten Ausnahmefällen erstellt werden.  

Hofzufahrten bei landwirtschaftlichen Gewerben können grundsätzlich mit Hartbelägen erstellt werden. Erhöhte 

Anforderungen in Natur - und Landschaftsschutzgebieten (z.B. in Moorgebieten , Inventar historische Verkehrs-

wege ) bleiben vorbehalten.  Führt über die heute bekieste Strasse ein Wanderweg, so ist dieser Wanderweg 

zu verlegen. Wir empfehlen frühzeitig mit der Geschäftsstelle der Luzerner Wanderwege Kontakt aufzunehmen.  

Aus der Bestandesgarantie von zonenfremden Wohnbauten ausserhalb der Bauzonen kann kein Anspruch auf 

eine neue zeitgemässe Erschliessung abgeleitet werden. Bestehende Erschliessungen von zonenfremden Wohn-

bauten dürfen daher bei Bedarf lediglich geringfügig  erweitert werden.  
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8 . Terrainveränderungen im Sinne der Bodenverbesserung  

 

Um was geht es ? 

Verbesserung der landwirtschaftlichen Nutzungseignungsklasse eines Bodens durch  

− Auftrag von zugeführtem Oberbodenmaterial und/oder  

− Einbau von zugeführtem Unterbodenmaterial (nach vorgängiger Abhumusierung).  

Was ist möglich ?  

Nach der Verordnung über Belastungen des Bodens (VBBo) muss die standorttypische Bodenfruchtbarkeit er hal-

ten bleiben. Deshalb gilt, dass Bodenverbesserungen in der Regel nicht an Standorten mit natürlichen, in ihrem 

Aufbau ungestörten Böden in Frage  kommen. Auch nicht wenn die Böden  

− natürlicherweise nass, steinreich oder flachgründig sind , oder 

− sich in natürlichen Senken-, Mulden - oder Hanglagen befinden.  

Primär kommen Standorte für Bodenverbesserungen in Frage, deren Aufbau bzw. Schichtung durch menschliche 

Eingriffe entstanden ist, wie 

− bestehende, aber unbefriedigende Rekultivierungen und Terrainveränderungen, z.B. bei eh emaligen Ma-

terialentnahmestellen, Ablagerungsstandorten, Gewässerkorrekturen oder grossen Infrastrukturbauten (Auto-

bahnen), 

− degradierte (entwässerte, gesackte) organische Böden, die ackerbaulich genutzt werden,  

− durch Hochwasser, Murgänge oder Hangrutsche geschädigte Böden.  

Was ist zu beachten ? 

Bodenverbesserungen müssen nach den Vorgaben im Merkblatt „Bodenverbesserung“ (siehe auch unter 

www.uwe.lu.ch) erfolgen. Für die Baueingabe ist der Abschnitt «Vorgehen und Verfahren» zu befolgen.  

Für ein Bodenverbesserungsprojekt, welches zur FFF -Kompensation eingesetzt werden soll, ist im Ausgangszu-

stand nachzuweisen, dass nicht bereits eine FFF -Qualität besteht und dass eine anthropogene Veränderung im 

Bodenaufbau vorliegt. Zum Thema Fruchtfolgeflächen vgl. Kapitel 9.  

Im Zusammenhang mit einer Neubaute kann unverschmutzes Aushubmaterial vor Ort verwertet werden, sofern 

dazu eine Notwendigkeit besteht. Terrainveränderungen mit zusätzlichem Aushubmaterial von anderen Baustel-

len sind unzulässig. Die geplante Terrainveränderung muss im Baugesuch des Neubaus, bei w elchem das 

Aushubmaterial anfällt, beantragt werden (www.uwe.lu.ch).  
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9 . Bauten und Anlagen in Fruchtfolgeflächen   

 

Um was geht es ? 

Boden ist eine nicht erneuerbare Ressource und eine unserer wichtigsten Lebensgrundlagen. Fruchtfolgeflächen 

(FFF) sind unsere besten, ertragsreichsten Böden. Sie umfassen das ackerfähige Kulturland, vorab das Ackerland 

und die Kunstwiesen in Rotation sowie die ackerfähigen Naturwiesen. Der Bund legte im Sachplan FFF kantons-

weise den Mindestumfang an Fruchtfolgeflächen fest. Um die vom Bund vorgegebene Mindestfläche künftig 

einhalten zu können und den Handlungsspielraum des Kantons zu bewahren, müsse n Fruchtfolgeflächen als 

Kulturlandflächen für die landwirtschaftliche Nutzung erhalten bleiben. 

Was ist möglich ?  

Grundsätzlich sind neue Bauten und Anlagen ausserhalb der Fruchtfolgeflächen zu erstellen. Für Beanspruchun-

gen von Flächen kleiner oder gleich als 500 m 2  muss aufgrund der Bagatellgrenze keine FFF -Feststellung ge-

macht werden. Für Beanspruchungen von Flächen grösser als 500 m 2  sind eine Interessenabwägung und eine 

Kompensation der Flächen notwendig.  

Lässt sich ein Projekt nur unter Beanspruchung von FFF realisieren, ist die Standortwahl durch den Gesuchsteller 

mittels einer Standortevaluation zu begründen und darzulegen, weshalb ein Ausweichen auf Flächen ausserhalb 

der FFF nicht möglich ist. Die Bean spruchung von FFF ist auf die notwendige Fläche nach objektiven Massstäben 

zu minimieren. Den FFF ist dabei als wichtiges, nationales Interesse ein gebührendes Gewicht zu gewähren. 

Falls diese Nachweise geliefert werden können und somit eine FFF -Beanspruchung als zulässig beurteilt werden 

kann, ist ein mindestens flächen- und qualitätsgleiches Kompensationsprojekt notwendig. Auch ein Rückbau von 

versiegelten oder überbauten Flächen mit einer Rekultivierung stellt aus Sicht FFF eine Kompensationsmöglichkeit 

dar.  

Was ist zu beachten ? 

Zur Feststellung, ob eine konkrete Fläche FFF -Qualität aufweist, stehen für einen Teil des Kantonsgebiets Karten-

grundlagen zur Verfügung. Die GIS -Karte Neukartierung (ab 2009): Böden in FFF -Qualität weist im kantonalen 

Geoportal die FFF -Qualität öffentlich aus. 

Für Beanspruchungen grösser als 1'500  m2, für die keine entsprechende Kartengrundlage vorliegt, ist die Erhe-

bung der Bodenqualität gemäss Kartieranleitung (FAL 24+) und den kantonalen Qualitätsanforderungen vorzu-

nehmen. Die Kosten für die Kartierung durch eine bodenkundliche Fachperson trägt bei  einer Einzonung die 

Gemeinde (allenfalls mit Weiterverrechnung an die an einer Einzonung Interessierten) beziehungsweise bei 

einem Bauprojekt die Bauherrschaft. Eine Liste mit bodenkundlichen Fachpersonen findet sich unter www.soil.ch. 

Für Beanspruchungen zwischen 500 und 1'500 m 2 kann man sich vereinfacht auf die GIS -Karte Kontingentsflä-

chen (FFF-Erhebung 1988/94)  abstützten, falls die Neukartierung (ab 2009): Böden in FFF -Qualität noch nicht 

vorliegt. Es ist keine Bodenkartierung notwendig, aber freiwillig möglich.  

Die Kartengrundlage Eignungsgebiete für Bodenverbesserungen unter www.geo.lu.ch/map/fruchtfolgeflae-

chen/ stellt für grossflächige Projekte eine wertvolle Planungsgrundlage dar. Weitere Informationen können dem 

„Merkblatt für das Vorgehen bei Einzonungsbege hren“ und der neuen „Richtlinie Fruchtfolgeflächen“ entnommen 

werden (http://www.fruchtfolgeflaechen.lu.ch/).  
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10 . Altrechtliche Wohnbauten  

 

Um was geht es ? 

Bestimmungsgemäss nutzbare Bauten und Anlagen, die nicht mehr zonenkonform sind und alle Wohnbauten, 

die vor dem 1.7.1972 rechtmässig erstellt wurden (z.B. Wohnbauten, zusammengebaute landwirtschaftliche 

Wohn - und Ökonomiegebäude, Schützenhäuser, Schulhäuser, militärische Bauten, usw.), dürfen gemäss Art. 

24c RPG erneuert, teilweise geändert, massvoll erweitert und wi eder aufgebaut werden . Dies gilt nicht für 

alleinstehende unbewohnte landwirtschaftliche Bauten und Anlagen (Art. 41 Abs. 2 RPV) . 

Was ist m öglich ? 

Die Fläche der Baute darf innerhalb des erhalten bleibenden Wohnteils um maximal 60% erweitert werden. 

Erweiterungen in einen angrenzenden  Ökonomiteil sind nur dann zulässig, wenn für diesen kein landwirtsch aft-

licher Bedarf besteht und das mögliche Erweiterungspotential innerhalb der bestehenden Wohnbaute bereits 

ausgeschöpft wurde. Aufgrund der Wesensart der angrenzenden Ökonomi eteile werden Einbauten von Wohn-

flächen in Ökonomi eteile als Erweiterung ausserhalb des Wohnteils beurteilt und vollständig angere chnet. Er-

satzbauten haben die zum massgeblichen Zeitpunkt vorhanden Gebäudeabmessungen zu übernehmen. Verän-

derungen am äusseren Erscheinungsbild müssen für eine zeitgemässe Wohnnutzung oder eine energetische 

Sanierung nötig oder darauf ausgerichtet sein, die Einpassung in die Landschaft zu verbessern.  Als zeitgemässe 

Wohnnutzung gelten Anpassungen der Raumhöhen bei Ersatz - und Umbauten, Anbauten von Garagen und 

Erschliessungen, sofern heute bestehende Wohnungen über eine andere Wohnung erschlossen werden. W eiter 

sind, sofern erforderlich, Anbauten für ein zeitgemässes Bad, WC oder eine Küche zulässig.  Sofern diese 

Kriterien erfüllt werden, darf das bestehende Gebäudevolumen nach aussen erweitert werden. Bei kombinierten 

Erweiterungen inner- und ausserhalb des Gebäudevolumens darf die Fläche max. 30 % jedoch nicht mehr als 

um 100 m 2  erweitert werden, wobei Erweiterungen im bestehenden Gebäudevolumen der Wohnbaute nur zur 

Hälfte angerechnet werden. Als Vergleichszustand wird die bestehende anrechenbare Wohnfläc he (aW F) so-

wie die bestehende anrechenbare Geschossnebenfläche (aNF ) wie z.B.  Estrich, Keller usw. von 1. Juli 1972 

ermittelt. Die Erweiterungen dürfen in Etappen erfolgen, wobei frühere Erweiterungen oder zonenkonforme Stöck-

lineubauten beim Erweiterungspotential gemäss § 42 RPV mitberücksichtigt werden müssen. Der Einbau einer 

zusätzlichen Woh nung ist gestützt auf das Gebot der Wesensgleichheit i.d.R. nur bei sehr grossen Gebäude-

volumen denkbar. 

Was ist zu beachten ? 

Ein Wiederaufbau eines Gebäudes ist dann zulässig, wenn das Gebäude zum Zeitpunkt des Ersatzes bestim-

mungsgemäss nutzbar war und an seiner Nutzung ein ununterbrochenes Interesse bestand. Der Wiederaufbau 

hat sich dabei an den Gebäudeabmessungen der bestehe nden Baute zu orientieren. Ein unbewohnbares oder 

zerfallenes Gebäude (Bauruine) darf nicht mehr ersetzt werden. Vollständige Zweckänderungen sind nicht zu-

lässig. Bei Gebäuden, welche innerhalb des Perimeters einer kantonalen Schutzverordnung stehen , gelten die 

strengeren Schutzbestimmungen. 
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Der Wesensgleichheit, Gestaltung und Eingliederung in das Landschaftsbild  ist besondere Beachtung zu 

schenken. Der Neubau muss am Standort des bestehenden und abzubrechenden Gebäudes erstellt werden. 

Geringfügige Standortverschiebungen sind nur aufgrund von öffentlich -rechtlichen Vorschriften (z.B. Strassen -, 

Wald -, Gewässerabstand und Abstand zu Hochspannungsleitu ngen) zulässig.  

Für deren Beurteilung sind insbesondere die zum massgeblichen Zeitpunkt bestehenden Gebäudeabmessungen, 

die Flächen, der Grundflächenverbrauch, das Gebäudevolumen, die Geschossigkeit, die Dachform, die Mate-

rialisierung und das bestehende Terrain massgebend e Kriterien (siehe Hinweise Seite 5).  

Bei Gebäuden, welche nicht landwirtschaftlich genutzt werden, besteht kein Anspruch auf eine neue zeitge-

mässe Erschliessung. Erschliessungen dürfen bei Bedarf lediglich geringfügig  erweitert werden (siehe Hinweis 

Seite 19) . Zudem dürfen die baulichen Veränderungen keine wesentlich veränderte Nutzung ursprünglich bloss 

zeitweise bewohnter Bauten ermöglichen.  

Bei baulichen Massnahmen an Kulturdenkmälern sind höhere Anforderungen an die Gestaltung zu berücksichti-

gen. Die zuständige Dienststelle (Denkmalpflege) ist daher frühzeitig in die Planung mit einzubeziehen.  

Grundsätzlich muss das Gebäude an das öffentliche Kanalisationsnetz angeschlossen werden, wenn es nicht 

landwirtschaftlich genutzt wird (siehe Seite 1 0). 

 

Wichtigste Beispiele  

Ersatzneubau projekte 

Vorher N achher  Beachte  

 

 

 

 
 

 

 

 

Ersatzneubauten sind nur im 

gleichen Volumen möglich, 

keine generelle Volumenver-

grösserung 

 

Anpassung der Raumhöhen 

für zeitgemässes Wohnen 

möglich 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einbau Wohnraum im 

Wohn - und Ökonomieteil 

wird vollständig angerechnet  

 

Der Ökonomieteil darf so-

weit wieder aufgebaut wer-

den, als er für die Wohnne-

bennutzungen (z.B. Garage) 

notwendig ist. 

 

 

  

180 m 2  aWF bestehend im EG und OG und 

angebautes Ökonomiegebäude  

 

Ersatzneubau mit Ausbau DG mit 30 m 2 und 

Umbau im Übergangsbereich Wohnen/  Öko-

nomie mit 24 m 2, (max. 30% von 180 m 2 , je-

doch nicht mehr als 100 m 2)  

Total 234 m 2 

 

EG 

OG 

DG 

220 m 2  aWF beste-

hend im EG und OG  

EG 

  OG 

DG Ersatzneubau mit Aus-

bau DG mit 66 m 2  

aWF (voll angerechnet), 

(max. 30% von 

220  m2, jedoch nicht 

mehr als 100 m 2).  

Total 286 m 2 

EG 

OG 

DG 

OG 

DG 

EG 
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Um- und Ausbauprojekte  

Vorher Nachher  Beachte  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausbau Dachgeschoss als 

Erweiterung innerhalb des 

bestehenden Volumens, so-

fern es sich um einen Umbau 

handelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Erweiterung teilweise inner-

halb und ausserhalb des  

bestehenden Volumens 

 

Erweiterung ausserhalb nur 

wenn für zeitgemässe 

Wohnnutzung oder energeti-

sche Sanierung nötig oder 

für die bessere Einpassung 

in die Landschaf t 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anbau als Erweiterung aus-

serhalb des bestehenden  

Volumens  

 

Erweiterung ausserhalb nur 

wenn für zeitgemässe 

Wohnnutzung oder energeti-

sche Sanierung nötig oder 

für die bessere Einpassung 

in die Landschaft  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erweiterung in Wohnhaus 

und in Ökonomiete il 

 

Ausbau Dachgeschoss und 

Erweiterung in Ökonomieteil 

als Erweiterung innerhalb 

des bestehenden Volumens, 

sofern es sich um einen Um-

bau handelt.   

 

  

220 m 2  aWF 

bestehend im 

EG und OG  

Ausbau DG mit  

132 m 2  aWF inner-

halb des bestehenden 

Volumens (maximal 

60% von 220  m2,  

ohne Obergrenze)  

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG Anbau für zeitgemässe 

Wohnnutzung (Küche, 

Bad, Treppe, Garage  

max. 30% von 

220  m2, jedoch nicht 

mehr als 100 m 2)  

EG 

OG 

DG 
Ausbau DG mit 60 m 2  

aBGF (nur zur Hälfte 

angerechnet) und An-

bau für zeitgemässe 

Wohnnutzung max.  

36 m 2 (insgesamt 

max. 30% von 

220  m2, jedoch nicht 

mehr als 100 m 2) 

180 m 2  aWF bestehend im EG 

und OG  und ange bautes Ökono-

miegebäude  

Ausbau DG mit 30 m 2  und Umbau im Über-

gangsbereich Wohnen/Ökonomie mit  

39 m 2, total 78 m 2  (max. 60% von 

180  m2). 

DG 

EG 

OG 

EG 

  OG 

DG 

DG 

EG 

OG 

220 m 2  aWF 

bestehend im 

EG und OG  

220 m 2  aWF 

bestehend im 

EG und OG  

EG 

OG 

DG DG 

EG 

OG 

DG 
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11 . N eurechtliche  zonenfremde Wohnbauten  

 

Um was geht es ?  

In Wohnbauten, welche nach dem 1. Juli 1972 zonenkonform erstellt wurden und deren landwirtschaftliche 

Nutzung weggefallen ist, können landwirtschaftsfremde Wohnnutzungen bewilligt werden.  

Was ist möglich ?  

Bei neurechtlichen Bauernhäusern (erstellt nach 1.7.1972) sind lediglich geringfügige bauliche Massnahmen 

für eine zeitgemässe  Wohnnutzung möglich. Dabei handelt es sich in der Regel um bauliche Massnahmen  

(Um-, An -, und Aufbauten) für ein zeitgemässes Bad, WC oder eine Küche.  

Was ist  zu beachten ?  

Die landwirtschaftliche Wohnbaute muss in ihrer Substanz erhalten sein (keine Bauruine). Ein freiwilliger Ersatz-

neubau des Gebäudes ist nicht zulässig . Nach Schäden infolge höherer Gewalt (Sturm, Feuer, etc.) kann ein 

Wiederaufbau mit der gleichen anrechenbaren G eschossfläche (a W F + aNF ) und einem ähnlichen Erschei-

nungsbild des Gebäudes bewilligt werden. Grundsätzlich muss das Gebäude an das öffentliche Kanalisations-

netz angeschlossen werden (siehe Seite 10 ). 

Ein freiwilliger Abbruch  und Wiederaufbau (Ersatzneubau) ist nicht zulässig . Es besteht kein Anspruch auf eine 

neue zeitgemässe Erschliessung. Erschliessungen von zonenfremden Wohnbauten dürfen bei Bedarf lediglich 

geringfügig erweitert werden. 

 

Beispiel  

Vorher Nachher  Beachte  

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Anbau als Erweiterung aus-

serhalb des bestehenden Vo-

lumens 

 

Wohnflächenerweiterungen 

und Anbau nur wenn für zeit-

gemässes Wohnen unum-

gänglich!  

 

  

EG 

OG 

DG 

EG 

OG 

DG 
Anbau für die Schaf-

fung zeitgemässer 

Nassräume oder Kü-

che (z.B. Bad/WC 

Gesamtfläche max. 

6m2, Küche Gesamt-

fläche max. 10 -12m 2) 

220 m 2  aWF 

bestehend im 

EG und OG  



Wegleitung für das Bauen ausserhalb der Bauzonen  26  

12.  Zweckänderung von anerkannten schützenswerten Bauten  

 

Um was geht es?  

Vollständige Zweckänderungen von Bauten und Anlagen sind dann zulässig, wenn diese im kantonalen Inventar 

der Kulturobjekte eingetragen sind und ihre dauernde Erhaltung nicht anders sichergestellt werden kann.  

Was ist möglich?   

Möglich sind sowohl Wohn - als auch Gewerbenutzungen  die nichts mit Landwirtschaft zu tun haben. Die 

verschiedenen Umnutzungsmöglichkeiten sind zweckmässigerweise mit der dafür zuständigen Dienststellen Denk-

malpflege (da) sowie Raum und Wirtschaft (rawi) abzuklären.  

Was ist zu beachten?  

Es dürfen nur Umnutzungsbewilligungen erteilt werden, wenn: 

− die Baute oder Anlage für den bisherigen Zweck nicht mehr benötigt wird ; 

− die äussere Erscheinung und die bauliche Grundstruktur im Wesentlichen unverändert bleiben ; 

− höchstens eine geringfügige Erweiterung der bestehenden Erschliessung notwendig ist ; 

− die landwirtschaftliche Bewirtschaftung des umliegenden Grundstücks nicht gefährdet ist; und 

− keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

Besonderes  

Die Baute oder Anlage muss im kantonalen Bauinventar als Schutzobjekt (erhaltens - oder schützenswerte Baute) 

erfasst sein. Wir empfehlen die zuständige Dienststelle (Denkmalpflege) frühzeitig in die Planung einzubeziehen.  
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13.  Bauten und Anlagen für die hobbymässige Tierhaltung  

 

Um was geht es?  

Unbewohnte Gebäude und ehemalige Ökonomiegebäude, die für die Landwirtschaft nicht mehr benötigt wer-

den, dürfen zur hobbymässigen Tierhaltung umgenutzt, wenn die Tierhaltung durch die Bewohner oder Bewoh-

nerinnen einer nahe gelegenen Wohnbaute erfolgt und eine tierfreundliche Haltung gewährleistet ist.  

Was ist möglich?  

Umbauten von Ökonomiegebäuden innerhalb ihrer bestehenden Volumen und ohne Eingriff in die Tragkonstruk-

tion sowie neue Aussenanlagen (Allwetterausläufe, Mistlager, Zäune), welche für eine tiergerechte Haltung not-

wendig sind, werden gestattet. Bauliche Erweiterungen des Gebäudevolumens (Anbauten und Aufbauten) , zu-

sätzliche Dämmungen und Ersatzbauten sind jedoch nicht zulässig. So kann zum Beispiel eine ehemalige 

Scheune zur Haltung von Pferden umge nutzt sowie durch einen Auslauf für die Pferde erweitert werden.  

Was ist zu beachten?  

Bei der hobbymässigen Tierhaltung handelt es sich um eine Freizeitgestaltung, welche keiner ertragsorientierten 

Tierhaltung dient. Da die Tierhaltung (Aufwand für Pflege und Betreuung) durch die Bewohnerinnen und Bewoh-

ner der nahe gelegenen Wohnbaute erfol gen muss, ergibt sich eine Beschränkung der Anzahl der Tiere. Es 

dürfen daher nur so viele Tiere gehalten werden, wie die Bewohnerinnen und Bewohner der nahe gelegenen 

Wohnbaute selber betreuen können. Für die Tierhaltung bedeutet dies, dass insgesamt maximal 4 Pferde , 5 

Schweine,  10 Wollschweine oder Hängebauchschweine  oder 15 Schafe, Ziegen, Hirsche  oder Lamas gehal-

ten werden dürfen (keine Kumulation zulässig). Bauliche Veränderungen und Erweiterungen sind nur dann zuläs-

sig wenn 

− die Ausläufe unmittelbar an den Stall angrenzen und den Mindestanforderungen der Tierschutzverordnung 

entsprechen; 

− die Baute oder Anlage für den bisherigen  Zweck nicht mehr benötigt wird, für die vorgesehene Nutzung 

geeignet ist und keine Erweiterung des Volumens, kein Ausbau oder  Ersatzbau zur Folge hat;  

− die äussere Erscheinung und die bauliche Grundstruktur im Wesentlichen unverändert bleiben;  

− höchstens eine geringfügige Erweiterung der bestehenden Erschliessung notwendig ist und sämtlichen Inf-

rastrukturkosten, die im Zusammenhang mit der Zweckänderung der Bauten und Anlagen anfallen, auf 

deren Eigentümer überwälzt werden; 

− die landwirtschaftliche Bewirtschaftung des umliegenden Grundstücks nicht gefährdet ist; und 

− keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

Die Wohnbaute und die Baute, in welcher eine hobbymässige Tierhaltung gehalten werden soll, müssen nahe 

beieinander liegen. Damit wird erreicht, dass eine einfache Überwachung und Betreuung der Tiere sichergestellt 

ist. Nebenräume wie Toiletten (mit Einric htung zur Aufbereitung von warmem Wasser), heizbare Räume oder 

gar Räume, die einen längeren Aufenthalt dienen, sind nicht zulässig.  

Die Haltung von Tieren kann Aussenanlagen nach sich ziehen. Zulässig sind zum Beispiel Mistlager, Zäune 

oder Ausläufe. Der Allwetterauslauf darf nur aus zwingenden Gründen abgesetzt vom Stall errichtet werden. Für 

die Berechnung der zulässigen Fläche wird auf das Merkblatt « Ausläufe für Equiden / Allwetterausläufe» ver-

wiesen (Download unter www.rawi.lu.ch > Downloads > Bauwesen). In jedem Fall darf n ur die Mindestfläche 

nach TSchV, d.h. 24 m² bzw.  36 m²  als eigentliche Hartfläche, z.B. Beton, befestigt werd en. 

Anlagen wie Reitplätze, Übungsplätze für Hunde sowie Weidunterstände sind nicht zulässig. Sind die Voraus-

setzungen für eine Bewilligung nach Artikel 24e RPG nicht mehr erfüllt, so fällt die Bewilligung dahin. Die 

zuständige Behörde stellt dies durch Verfüg ung fest.  
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14.  Nebenbetrieb mit engem Zusammenhang zur Landwirtschaft  

 

Um was geht es?  

Bei landwirtschaftlichen bodenabhängigen  Gewerben kann der Bewirtschafter einen betriebsnahen nichtland-

wirtschaftlichen Nebenbetrieb (z.B. Ferien auf dem Bauernhof, Gastwirtschaft, Pferdetrecking) in der Regel in-

nerhalb der bestehenden Gebäuden führen. Als Nebenbetriebe mit einem engen sachlichen  Bezug zur Land-

wirtschaft gelten insbesondere Angebote im Agrotourismus (Besenwirtschaften, Schlafen im Stroh, Gästezimmer 

usw.) sowie sozialtherapeutische und pädagogische Angebote bei denen das Leben und soweit mö glich die 

Arbeit auf dem Bauernhof einen wesentlichen Bestandteil der Betreuung ausmachen.  

Was ist möglich?  

Der Nebenbetrieb muss zwingend beim Betriebszentrum eingerichtet werden (Begriff betriebsnah). Neubauten 

und Erweiterungen bestehender Anlagen durch Anbauten oder Farnisbauten bis zu einer totalen Fläche von 

maximal 100 m 2  sind zulässig, sofern in bestehenden Gebäuden zu wenig Raum vorhanden ist. Bei temporären 

Betriebszentren sind lediglich saisonale gastwirtschaftliche Betriebe in bestehenden Bauten möglich (Alpbetrieb, 

Restaurant im Sommer). 

Was ist zu beachten?  

Folgende Voraussetzungen sind für die Führung eines nichtlandwirtschaftlichen Nebenbetriebs mit engem sach-

lichen Zusammenhang zur Landwirtschaft zu erfüllen: 

− der Stammbetrieb muss ein landwirtschaftliches Gewerbe im Sinne vom BGBB darstellen (1.0  SAK Talge-

biet / 0.8 SAK Hü gelgebiet / 0.6 SAK Berggebiet)  

− der Gesuchsteller hat einen Projektbeschrieb (wer, was, wie, wann) einzureichen  

− der Nebenbetrieb muss denselben gesetzlichen Anforderungen entsprechen wie ein vergleichbarer Ge-

werbebetrieb innerhalb der Bauzone  

− die Existenz des Nebenbetriebs ist im Grundbuch anzumerken 

− die Anstellung von Personal ist zulässig  

− die Führung hat durch den Bewirtschafter oder dessen Partnerin zu erfolgen 

− die maximale Fläche beträgt 100 m 2, wobei Flächen innerhalb des bestehenden Volumens zur Hälfte an-

gerechnet werden 

Beide Betriebe (Stammbetrieb und gewerblicher Nebenbetrieb) unterstehen als Gesamtheit dem bäuerlichen 

Bodenrecht. Der Gewerbebetrieb kann daher nicht vom landwirtschaftlichen Gewerbe abgetrennt werden. 

Wird das landwirtschaftliche Gewerbe nicht weitergefü hrt oder sind die Voraussetzungen für eine Bewilligung 

nach Artikel 24b RPG nicht mehr erfüllt, so fällt die Bewilligung dahin und der Nebenbetrieb ist aufzugeben. 

Die zuständige Behörde stellt dies durch Verfügung fest. Darauf weist der oblig atorische Grundbucheintrag hin. 

Da nach dem Grundsatz im Bereich des Bauens ausserhalb der Bauzonen Bewilligungstatbestände nicht kumu-

liert werden können, müssen Gästezimmer grundsätzlich in bestehenden, nach Artikel 24c RPG erstellten Wohn-

räumen eingerichtet werden. Sofern auf dem Betrieb zudem Wohnraum besteht, welcher nicht landwirtschaftlich 

genutzt wird, sind allfällige agrotouristische Tätigkeiten im Bereich „Ferien auf dem Bauernhof“ mit diesem 

Wohnraum abzudecken.  
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15.  Nebenbetriebe ohne engen Zusammenhang zur Landwirtschaft  

 

Um was geht es?  

Bei landwirtschaftlichen bodenabhängigen Gewerben nach dem bäuerlichen Bodenrecht, die ohne Zusatzein-

kommen nicht weiterbestehen könnten, kann der Bewirtschafter einen betriebsnahen nichtlandwirtschaftlichen 

Nebenbetrieb ohne engen sachlichen Bezug (z.B. kleine Schreinerei oder Schlosserei, Lohnunternehmen usw.) 

innerhalb der bestehenden Bauten im Hofbereich fü hren. 

Was ist möglich?  

Der Nebenbetrieb muss innerhalb des Hofbereichs  liegen und es dürfen dafür keine Neu -, Ersatzneu - oder 

Erweiterungsbauten erstellt werden. Analog zu den Nebenbetrieben mit einem engen sachlichen Zusammen-

hang zur Landwirtschaft gilt eine Flächenbegrenzung von 200 m 2. Jedoch darf der Betriebscharakter des land-

wirtschaftlichen Hofs nicht verändert werden.  

Was ist zu beachten?  

Folgende Voraussetzungen sind für die Führung eines nichtlandwirtschaftlichen Nebenbetriebs ohne engen sach-

lichen Zusammenhang zur Landwirtschaft zu erfüllen: 

− der Stammbetrieb muss ein landwirtschaftliches Gewerbe im Sinne vom BGBB darstellen (1.0  SAK Talge-

biet / 0.8  SAK Hügelgebiet / 0.6 SAK Berggebie t) 

− der Gesuchsteller hat ein Betriebskonzept (Beschreibung der Aktivität, Arbeitszeitbedarf; Einkommensver-

hältnis Landwirtschaft / Nichtlan dwirtschaft, usw.) einzureichen 

− der Nebenbetrieb muss denselben gesetzlichen Anforderungen entsprechen wie ein vergleichbarer Ge-

werbebetrieb innerhalb der Bauzone  

− die Existenz des Nebenbetriebs ist im Grundbuch anzumerken 

− die Anstellung von Personal ist nicht zulässig  

− die Führung hat durch den Bewirtschafter oder dessen Ehegatt in zu erfolgen 

Besonderes  

Beide Betriebe (Stammbetrieb und gewerblicher Nebenbetrieb) unterstehen als Gesamtheit dem bäuerlichen 

Bodenrecht. Der Gewerbebetrieb kann daher nicht vom landwirtschaftlichen Gewerbe abgetrennt werden. 

Wird das landwirtschaftliche Gewerbe nicht weitergefü hrt oder sind die Voraussetzungen für eine Bewilligung 

nach Artikel 24b RPG nicht mehr erfüllt, so fällt die Bewilligung dahin und der Nebenbetrieb ist aufzugeben. 

Die zuständige Behörde stellt dies durch Verfügung fest. Darauf weist der obligatorische Gru ndbucheintrag hin. 
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16.  Altrech tliche zonenfremde Gewerbebauten  

 

Um was geht es?  

Artikel 43 der Raumplanungsverordnung (RPV) umschreibt die Zweckänderungs - und Erweiterungsmöglichkeiten 

von Gewerbebauten , die vor dem 1. Januar 1980  erstellt wurden oder seither aus der Bauzone ausgezont 

worden sind.  

Was ist möglich?  

Die bestehende Bruttogeschossfläche darf um 30% erweitert werden, wobei Erweiterungen im bestehenden 

Gebäudevolumen nur zur Hälfte angerechnet werden. Soll die Fläche ausserhalb des bestehenden Gebäude-

volumens um mehr als 100 m 2  erweitert werden, darf dies nur dann bewilligt werden, wenn die Erweiterung für 

die Fortführung des altrechtlichen Betriebes erforderlich ist.  

Was ist zu beachten?  

Die Gewerbenutzung muss rechtmässig bewilligt sein. Es gilt der Grundsatz „ein Gewerbe bleibt nicht ein 

Gewerbe“, weil die Auswirkungen auf Raum und Umwelt massgebend sind. Die im Zeitpunkt der Gesuchsein-

reichung vorhandene Erschliessung muss für die neue Nutzung grundsätzlich ausreichen, kann jedoch bei aus-

gewiesenem Bedarf geringfügig angepasst werden. Möglich ist zum Beispiel die Umnutzung einer ehemaligen 

Käserei in ein Atelier oder Büro.  

Grundsätzlich muss das Gebäude an das öffentliche Kanalisationsnetz angeschlossen werden.  
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1 7 . Zweckänderung ehemalige landw irtschaftliche  Ökonomie bauten  

 

Um was geht es ? 

Ehemalige Ökonomiegebäude, die für die Landwirtschaft nicht mehr benötigt werden, dürfen nur zu Lagerzwe-

cken ohne gewerblichen Charakter umgenutzt werden.  

Was ist möglich ? 

Eine teilweise Zweckänderung ohne bauliche Massnahmen ( betrieblicher Unterhalt ist zulässig) zu reinen Lager-

zwecken ist gestattet. Bauliche Erweiterungen (Anbauten und Aufbauten) sind ebenso wie der Ersatzbau ausge-

schlossen. Möglich ist zum Beispiel die Nutzung einer Scheune als Materiallager (ohne gewerblichen Charakter 

und ohne Arbeitsplätze) oder Militärbauten zu Lagerzwecken sowie die Einstellung von Booten oder Camping-

wagen.  

Was ist zu beachten ? 

Zweckänderungen bei bestehenden Bauten, die für die Landwirtschaft nicht mehr benutzt werden, sind zulässig, 

wenn die Fragen des Gewässerschutzes, der Umgebung und des Verkehrs gelöst werden können. Also wenn:  

− kein oder nur mässiger Zufahrtsverkehr verursacht wird, der im Rahmen der üblichen landwirtschaftlichen 

Nutzung liegt ; 

− die Umweltbelastung durch Emissionen, Abwasser usw. das Mass der nach Art und Umfang  üblichen 

landwirtschaftlichen Nutzung nicht übersteigen;  

− keine gefährlichen Materialien gelagert werden ; 

− keine ständigen Arbeitsplätze geschaffen werden ; und 

− das Gebäude jederzeit ohne weiteres in den ursprünglichen Zustand rückführbar ist.  
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1 8 . Standortgebundene Bauten und Anlagen  

 

Um was geht es ? 

Standortgebundene Bauten und Anlagen sind infolge einer technischen oder betrieblichen Notwendigkeit auf 

einen Standort ausserhalb der Bauzonen angewiesen (positive Standortgebundenheit) oder lassen sich aufgrund 

ihrer Auswirkungen in einer Bauzone nicht realisieren (negative Standortgebundenheit). Es dürfen keine überwie-

genden Interessen entgegenstehen. 

Was ist möglich ? 

Zur Frage der Standortgebundenheit gibt es eine umfassende und seit dreissig Jahren gefestigte Praxis des 

Bundesgerichts und de r Kanton sgerichte. Als standortgebundene Bauten und Anlagen zählen zum Beispiel 

Grundwasserfassungen, Antennen, Trafostationen, Bienenhäuser (maximale Grundfläche 18 m 2) usw.  

Als nicht zonenkonform und auch nicht standortgebunden in der Landwirtschaftszone gelten generell Swimming-

pools oder Bauten und Anlagen für die hobbymässige Tierhaltung. Letztere sind nach Art. 24e RPG zu beurteilen 

(vgl. Ziffer 13).  

Wa s ist zu beachten ? 

Die Voraussetzungen für eine Ausnahmebewilligung nach Art. 24 RPG müssen kumulativ erfüllt sein.  Insbeson-

dere für neue Antennenanlagen ist eine Standortevaluation zwingen d erforderlich. Anpassungen, Erneuerungen 

und Erweiterungen bestehender Mobilfunkanlagen ausserhalb der Bauzone gelten als standortgebunden 

(Art. 24 bis Abs. 3 RPG).  
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19 . Bauten  und Anlagen in Streusiedlungsgebieten  

  

Um was geht es ?  

In Gebieten mit traditioneller Streubauweise, in denen seit 1998 tendenziell eine Abwanderung stattgefunden 

hat, will der Kanton die Dauerbesiedlung gezielt stärken. Es soll vertieft geprüft werden, wo eine Stärkung der 

Dauerbesiedlung ausserhalb der Bauzo ne sinnvoll ist und wo diese eher die Bauzonen konkurrenzieren würde.  

Was ist möglich ? 

Die regionalen Entwicklungsträger müssen aufzeigen, wo erleichterte Ausnahmebewilligungen für bestehende 

Gebäudekomplexe, die Wohnungen enthalten, möglich sein sollen. Ausgenommen sind:  

− N ahbereiche von Bauzonen  

− Temporär bewohnte Gebiete  

− Durch Naturgefahren stark gefährdete Gebiete  

− Schutzzonen. 

Folgende Umnutzungen können nach der Festlegung der Gebiete bewilligt werden:  

− bestehende Bauten, die Wohnungen enthalten, zu landwirtschaftsfremden Wohnzwecken umgenutzt wer-

den, wenn sie nach der Änderung ganzjährig bewohnt  werden. 

− bestehende Bauten oder Gebäudekomplexe, die Wohnungen enthalten, zu Zwecken des örtlichen Klein-

gewerbes  (beispielsweise Käserei, holzverarbeitende Betriebe, mechanische Werkstätten, Schlossereien, 

Detailhandelsläden, Wirtshäuser) umgenutzt werden. Der Gewerbeanteil darf in der Regel nicht mehr als 

die Hälfte der Bauten oder des Gebäudekomplexes beanspruchen  und die Erweiterung der anrechenba-

ren Geschosswohnfläche darf 60%  der bestehenden Geschos swohnfläche nicht überschreiten. 

Was ist zu beachten ? 

Da das Streusiedlungsgebiet im Kanton Luzern noch nicht abschliessend festgesetzt ist und noch räumlich fest-

gelegt werden muss, können vorderhand keine Bewilligungen nach Art. 24c bis RPG erteilt werden. 

Die Umnutzungsmöglichkeiten beschränken sich auf bestehende Gebäude oder Gebäudekomplexe, die für den 

bisherigen Zweck (Landwirtschaft) nicht mehr benötigt werden. Die Umnutzung darf keine Ersatzbaute zur Folge 

haben, die äussere Erscheinung muss im Wesent lichen unverändert bleiben und die bestehende Erschliessung 

darf höchstens geringfügig und unter Kostenfolge zu Lasten der Bauherrschaft erweitert werden. Zudem dürfen 

nur ganzjährig bewohnte Wohnungen und keine Ferienwohnungen entstehen.  

 

 

  

Abbildung  

Gebiete mit traditioneller 

Streusiedlungsbauweise 

und Abwanderungstendenz  
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Änderungstabelle  

Datum  Änderung 

01.02.2019  Neuauflage  

01. 0 6.2020  Pferdehaltung Ausläufe, Swimmingpools. div. redaktionelle Anpassungen  

01.07.2022  Bodenabhängigkeit für landwirtschaftliche Bauten und Anlagen, Solaranlagen  

01.01.2023  Solaranlagen  

01.0 7.2024  Fruchtfolgeflächen, Neue FFF -Richtlinie ab 01.01.2024 / Übergangsfrist: 31.03.2024  

01.01.2025  Berechnungsweise Wohnflächen erweiterungen, Spezialkulturen, div. red . Anpassungen  

01.01.2026  Anpassung an RPG2 , Teil 1 : Zonenkonformität und innere Aufstockung, Vorrang der Land-

wirtschaft, Energiegewinnung aus Biomasse, Solaranlagen, hobbymässige Tierhaltung, be-

stehende Mobilfunkanlagen 

01.07.2026  Streichung Grundbuchanmerkung zonenkonforme Vorhaben 

Verzicht auf TS/DB -Berechnung bei Biogasanlagen  

  

  

  

  

  

  

  

  

  


